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Drucksadle 1216 


Der Bundesminister für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte Bonn, den 8. Jnli 1959 

II 3 - 8706Ma - 880/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Aufahme von Ungarnflüchtlingen in die Bundesrepublik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schütz (München), 
Paul und Genossen 
— Drucksache 1181 — 


Im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister des Auswärtigen 
beantworte ich die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schütz 
(München), Paul und Genossen — Drucksache 1181 — wie 
folgt : 

Zu Frage 1 

In österreichischen Flüchtlingslagern weilende ungarische Flücht- 
linge haben keine Anträge um Aufnahme in die Bundesrepu- 
blik gestellt. Der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge hat mir aber durch seinen Vertreter in Bonn 
eine Liste von 306 Flüchtlingen aus Ungarn (92 Volksdeutsche 
und 214 Nationalungarn), die sich zurzeit noch in Österreich 
befinden, überreichen lassen. Diese haben den Wunsch 
geäußert, in der Bundesrepublik aufgenommen zu werden. 
Der Hohe Kommissar hat die Bitte ausgesprochen, zu prüfen, 
ob die namentlich benannten Personen nach Stellung eines 
entsprechenden Antrages zum ständigen Aufenthalt in die 
Bundesrepublik einreisen dürfen. 

Zu Frage 2 

Die Bundesregierung hat seinerzeit rund 15 000 umjansdie 
Flüchtlinge aus Österreich im Bundesgebiet aufgenommen. 
Darüber hinaus hat sie auch den ungarischen Flüchtlingen, 
die zunächst in anderen Ländern ein Unterkommen gefunden 
hatten, Gelegenheit zur Einreise und Niederlassung im Bundes- 
gebiet gegeben, wenn die Flüchtlinge Verwandte oder Ange- 
hörige im Bundesgebiet hatten; schließlich hat die Bundes- 
regierung allen Volksdeutschen Ungarnflüchtlingen aus Jugo- 
slawien die Aufnahme im Bundesgebiet gewährt. Inzwischen 
hat die Übersiedlung von Deutschen und Volksdeutsdien, 
insbesondere aus den unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen östgebieten, Polen und der UdSSR, zu denen der 
ständige Strom von Flüchtlingen aus der sowjetisch besetzten 
Zone hinzukommt, einen derartigen Umfang angenommen, 
daß die Aufnahme und Unterbringung weiterer ungarischer 
Flüchtlinge aus Österreich im Bundesgebiet zu Schwierigkeiten 
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führen würde. Trotzdem ist die Bundesregierung bereit, die 
Übernahme der in den vom Hohen Kommissar der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge überreichten Listen genannten Flüdit- 
linge aus Ungarn wohlwollend zu überprüfen, wobei auch hier 
im einzelnen folgende in der bisherigen Praxis angewandte 
Grundsätze gelten sollen: 

1. Für die Volksdeutschen aus Ungarn 

Soweit die Voraussetzungen für die Familienzusammen- 
führung im Sinne des § 94 Abs. 2 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes vorliegen und die deutsche Volkszugehörigkeit im 
Sinne des § 6 des Bundesvertriebenengesetzes festgestellt 
wurde, werden keine Bedenken gegen eine Einreise in die 
Bundesrepublik im bestehenden Verfahren erhoben. 

2. Für national-ungarische Flüchtlinge 

Hier greift die Regelung des Rundschreibens des Bundes- 
ministers des Innern vom 13. März 1957 — Az. IB - 13532 B - 
128/57 — betreffend Ein- und Durchreise sowie Durchbe- 
förderung von ungarischen Flüchtlingen Platz. 

Dieses Rundschreiben sieht u. a. folgende Regelung vor: 

1. Die für die Einreise in das Bundesgebiet erforderlichen 
Sichtvermerke sind nur zu erteilen, wenn 

a) in die Reiseausweise eine Geltungsdauer und Rückkehr- 
berechtigung von mindestens einem Jahr eingetragen 
ist und 

b) durch eine ausländerpolizeilidie Bescheinigung nachge- 
wiesen wird, daß die besondere Aufenthaltserlaubnis 
nach § 2 der Ausländerpolizeiverordnung zugesichert 
ist oder die Dauer des besuchsweisen Aufenthalts drei 
Monate nicht übersteigen soll und kein Grund zur An- 
nahme besteht, daß der Aufenthalt im Bundesgebiet über 
diesen Zeitraum hinaus ausgedehnt wird. 

2. Die Ausländerpolizeibehörden sind mit Weisungen zu ver- 
sehen, die nach § 9 Abs. 2 Buchstabe d des Paßgesetzes in 
Verbindung mit § 2 der Ausländerpolizeiverordnung erfor- 
derliche besondere Aufenthaltserlaubnis nur zuzusichern 

a) bei Nachweis verwandtschaftlicher Beziehungen des 
Sichtvermerksbewerbers im Sinne von § 94 Abs. 2 des 
Bundesvertriebenengesetzes zu Angehörigen im Bundes- 
gebiet, ohne Rücksicht darauf, ob die Familienzusammen- 
führung von einem Vertriebenen beantragt wird, oder 

b) bei Nachweis eines besonderen deutschen Interesses an 
der Einreise und dem Aufenthalt des ungarischen 
Flüchtlings im Bundesgebiet. 


Dr. Oberländer 



